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Facebook: „Like“
gilt nicht immer als
Zustimmung
„Daumen hoch“ bei einem beleidigenden
Facebook-Kommentar ist laut OGH nicht
automatisch auch eine Ehrenbeleidigung

tisch seien, gegen das Verbotsge-
setz oder gegen Antiterrorgesetze
verstoßen oder einen Aufruf zu ei-
ner Straftat darstellen, sollten
nicht „gelikt“ werden. Geht bei
Nazi-Inhalten der Daumen nach
oben, „wird sich in der Judikatur
weiter nichts ändern“, schätzt der
Rechtsexperte. Etwas anderes sei
es aber, wenn das bewertete Pos-
tingnochunter die freieMeinungs-
äußerung falle, sagt Höller-Prant-
ner.Dannkönnemanfürdas„Like“
nicht haftbar gemacht werden.
Allgemein stellte der OGH fest,

dass ein „Like“ auf Facebook ein
„standardisiertes Symbol“ sei.Nut-
zer des Netzwerkes würden dieses
Symbolnichtals individuelleÄuße-
rung auffassen, sondern als „Teil
eines Stimmungsbildes“. Ein „Like“
weise „im Regelfall einen diffusen
Charakter auf“, so der Oberste.

das sei „kein Verstoß gegen die
Ehre“, so die Höchstrichter. Denn
ein durchschnittlicher Betrachter
verstehe das gegenständliche
„Like“ nicht als Übernahme eines
Vorwurfs, sondern als Ausdruck
allgemeiner Abneigung. Die einst-
weiligeVerfügungwurdedaher ab-
gewiesen. Ein „Like“ sei etwas an-
deres als das „Teilen“ eines Bei-
trags, daher könne die Rechtspre-
chung zu Schadenersatzansprü-
chen wegen Teilens nicht herange-
zogen werden, so der OGH.

Nicht jedes „Like“ unbedenklich
Der Anwalt rät zur Vorsicht. Denn
das „Like“ zu einem Posting, das
nureinebloßeBeleidigungsei,zum
Beispiel ein ordinäres Schimpf-
wort,würdeauchweiterhineine ju-
ristische Gefahr darstellen. Auch
Inhalte, die beispielsweise rassis-

klagte mit den konkreten Vorwür-
fen, dass es demKläger an Ehrlich-
keit und Anstand fehle und dieser
mitFalschheitGeldverdiene?Nein,

LINZ. Das auf Facebook vomKläger
verbreitete Foto zeigte eine Famili-
enfeier und seinen Kommentar:
„Was für einGlückspilz ichbin,mit
dieser wunderbaren Frau verheira-
tet zu sein.“ Der Poster ist ein Pu-
blizist, der im Netz nicht nur auf
Zustimmung stößt.
Ein User veröffentlichte dazu ei-

nen ehrenrührigen Kommentar. Es
sei „eigentlich traurig“, dass man
„mit Falschheit so viel Geld ver-
dient“, hieß es darin. Der Verfasser
sei nicht ausforschbar und damit
klagbar, sagt Robert Kerschbau-
mer, der Rechtsanwalt des Publi-
zisten, wohl aber einige der 77 Per-
sonen, die diesem Beitrag ein
„Like“ gaben, so auch die spätere
Beklagte.
Stellt ein solches „Gefälltmir“ ei-

gentlich schon eine Ehrenbeleidi-
gung dar, gegen die man sich ge-
mäß Paragraf 1330 ABGB zivil-
rechtlich zur Wehr setzen kann?
Diese Rechtsfrage hatte der Obers-
te Gerichtshof zu klären. Bisher sei
die strafrechtliche Rechtspre-

chung in die Richtung gegangen,
dass ein „Like“ wie die Übernahme
des Inhalts in die eigene Meinung
gewertetwurde, sagt Rechtsanwalt
Mario Höller-Prantner, Zivilrechts-
experte bei Prof. Haslinger & Part-
ner. Der OGH bewertet ein „Like“
differenzierter. Was es konkret be-
deute, sei immereineEinzelfallent-
scheidung. Nicht in jedem Fall be-
deute es die Übernahme eines
fremden Kommentars.

„Zeichen der Antipathie“
Konkret konnte der OGH noch kei-
ne Ehrenbeleidigung erkennen.
Das „Like“ sei imgegenständlichen
Kommunikationsverlauf „bei un-
befangener Betrachtung als Zei-
chen der Antipathie gegenüber
dem Kläger oder dessen Zustim-
mung heischender Zurschaustel-
lung seines privaten Glücks aufzu-
fassen“, heißt es in der Entschei-
dung. Allerdings: Über eine „un-
spezifische“ Abneigung gehe der
Bedeutungsinhaltdes „Likes“nicht
hinaus. Identifiziert sich der Be-

„Likes“ für derbe Schimpfwörter, rassistische oder nationalsozialistische Inhalte bleiben haftbar. (vowe)

„Man kann für ein ,Like‘
dann nicht haftbar ge-
macht werden, wenn das
bewertete Posting noch
unter die freie Meinungs-

äußerung fällt.“
❚Mario Höller-Prantner,
Rechtsanwalt

,,

E in Lehrling eines Kfz-Be-
triebs im ersten Lehrjahr
hatte mit seinen Ausbild-

nern zwar immer wieder über ei-
nenSommerurlaubnachdemEnde
der Berufsschule gesprochen und
mit ihnen auch via WhatsApp ge-
schrieben, aberkeinenAntragüber
die Mitarbeiter-App gestellt. Kon-
krete Tage wurden nie vereinbart.
Der Lehrling ging auf Urlaub, kehr-
te verspätet aus dem Urlaub zu-
rück, weil er seinen Aufenthalts-
titel verloren hatte, und wurde
nach seiner Rückkehrwegen unbe-
rechtigten Fernbleibens entlassen.
Der Lehrling klagte auf Kündi-
gungsentschädigung, laut dem
Oberlandesgericht Linz war die
Entlassung aber berechtigt.
„Damit eine Entlassung berech-

tigt ist,müssen strenge Formerfor-
dernisse eingehaltenwerden“, sagt
Roland Heinrich, Anwalt und Part-
nerbei Saxinger inWels. Entlassun-
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Damit eine Entlassung berechtigt ist, müssen strenge Formerfordernisse eingehalten werden. Die in der Praxis
am häufigsten vorgebrachten Gründe sind unentschuldigtes Fernbleiben und Pflichtverletzungen.? beitgeber erst eine Weisung ausge-

sprochenundinFolge,soeszuwei-
teren Verletzungen kommt, eine
Entlassung“, sagt Heinrich. Viel
hänge vom Einzelfall ab.

Dienstverhältnis endet sofort
Mit dem Zugang der Entlassung
wird das Dienstverhältnis unver-
züglich beendet. Der Betroffene
verliert seinen Anspruch auf Kün-
digungsentschädigung, also auf
jene Zahlungen, die bis zum Ende
der Kündigungsfrist üblicherweise
noch zu leisten wären. Etwaiger
Resturlaub wird aliquot ausge-
zahlt.
„Für den Arbeitnehmer besteht

zudem die Möglichkeit, die Entlas-
sungwegenSozialwidrigkeitzube-
kämpfen, wenn man zum Beispiel
Sorgepflichtenhatundnichtsoein-
fach einen neuen Job findet“, sagt
Heinrich. In diesemFall sei das Ziel
die Wiedereinstellung.

laufenbeginnt. ImgenanntenSach-
verhalt hatte erst nur der Schicht-
leiter davon gewusst.
Die Entlassungsgründe sind für

Angestellte imAngestelltengesetz,
für Arbeiter in der Gewerbeord-
nung und für Lehrlinge im Berufs-
ausbildungsgesetz geregelt und
sind inhaltlich ähnlich. „Beispiele
sind wiederholte beharrliche
Pflichtverletzungen, Vermögens-
delikte oder Verletzungen der Sitt-
lichkeit oder der Ehre gegenüber
dem Vorgesetzten bzw. dessen
Mitarbeitern“, sagt Heinrich. Die in
der Praxis am häufigsten vorge-
brachten Gründe seien unent-
schuldigtes Fernbleiben und
Pflichtverletzungen.
Nicht jedePflichtverletzungstel-

le automatisch einen Entlassungs-
grunddar. „Eventuell wird vomAr-

tung war daher nicht möglich.
Heinrich verweist in diesem Zu-

sammenhang auch auf eine rezen-
te Entscheidung des Obersten Ge-
richtshofs (OGH): In dieser hat das
Höchstgericht ausgesprochen,
dass die Information über die Ver-
fehlung jemandem, der Personal-
entscheidungskompetenz hat, be-
kannt seinmuss, damit die Frist zu

genwürden inder Praxis häufig an-
gefochten.
Der Arbeitgeber müsse vor Ge-

richt einerseits das Vorliegen von
Entlassungsgründenbeweisenund
andererseits die Entlassung „un-
verzüglich“ aussprechen. So sieht
es das Gesetz vor. Das bedeutet,
dass der Arbeitgeber ab dem Zeit-
punkt, an dem er von der Verfeh-
lung Kenntnis erlangt, nicht mehr
zuwarten darf. Sonst tritt eine Ver-
fristung ein und der dennoch ent-
lassene Mitarbeiter hätte An-
spruch auf Kündigungsentschädi-
gung. Hier ist das österreichische
Recht wesentlich strenger als zum
Beispiel das deutsche, das eine
Frist vonbis zu14Tagen abKennt-
nisnahme vorsieht. Beim eingangs
geschilderten Fall handelt es sich
um ein Dauerdelikt, eine Verfris-

Anwalt Roland Heinrich (Saxinger)
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